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Einweisung jugendlicher Straftäter in ein Jugendhaus
Die Einweisung in ein Jugendhaus ist eine besondere 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ge­
genüber jugendlichen Straftätern, die mit dem neuen 
StGB eingeführt wurde (§ 75). Sie ist mit dem Entzug 
der Freiheit verbunden und auf die Erziehung und Bes­
serung und damit auf die soziale Einordnung des straf­
fällig gewordenen Jugendlichen gerichtet. Einweisungen 
können nach dem Gesetz nur dann vorgenommen wer­
den, wenn dies zum Schutze der Gesellschaft vor Straf­
taten und zur sozial-ethischen Erziehung des jungen 
Täters unumgänglich ist.
Die Einweisung in ein Jugendhaus soll es dem Jugend­
lichen ermöglichen, künftig einen festen Platz in der 
sozialistischen Menschengemeinschaft ausfüllen zu kön­
nen. In dem Bemühen, das bisherige Fehlverhalten Ju­
gendlicher zu korrigieren, zeigt sich die Sorge unseres 
Staates um die Erziehung auch solcher Jugendlicher, die 
es noch nicht gelernt haben, sich im persönlichen und 
gesellschaftlichen Leben verantwortungsbewußt zu ver­
halten, die also — von der überwiegenden Mehrheit 
junger Menschen und deren positivem, bewußtem Ver­
halten als Staatsbürger abweichend — Anlaß dazu ge­
ben, daß die Gesellschaft außergewöhnliche Erziehungs­
methoden und -maßnahmen ergreifen muß. Auch die 
Tatsache, daß die Dauer des Aufenthalts im Jugendhaus 
vom Gericht — innerhalb des gesetzlichen Rahmens von 
mindestens einem Jahr und höchstens drei Jahren — 
nicht begrenzt wird, der Jugendliche vielmehr dann aus 
dem Jugendhaus entlassen wird, wenn der Erziehungs­
erfolg eingetreten ist, zeigt die Sorge des Staates für die 
Erziehung dieser jungen Staatsbürger.
Untersuchungen ergaben, daß die Gerichte bemüht sind, 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Einweisung in 
ein Jugendhaus im Einzelfall gewissenhaft zu prüfen 
und ihre Entscheidung überzeugend zu begründen. 
Wenn zur Zeit noch nicht immer einheitliche Maßstäbe 
beim Ausspruch dieser Maßnahme angelegt werden, so 
liegt das daran, daß die Gerichte die einzelnen Merk­
male des § 75 StGB unterschiedlich interpretieren. 
Zunächst ist davon auszugehen, daß Jugendhaus nur bei 
denjenigen jugendlichen Straftätern angeordnet werden 
kann, bei denen sich in der Vergangenheit eine erheb­
liche soziale Fehlentwicklung zeigte, die es erforderlich 
macht, die zu den gesellschaftlichen Erfordernissen im 
Widerspruch stehenden Persönlichkeitsauffälligkeiten 
im Wege der erzieherischen Einflußnahme unter den 
Bedingungen des Freiheitsentzuges abzubauen. Deshalb 
kommt in den Fällen der Einweisung in ein Jugendhaus 
bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Strafzu­
messung nach § 61 StGB der Erforschung der Persön­
lichkeit des Täters die zentrale Bedeutung zu. Es ist 
nicht schlechthin die bisherige Persönlichkeitsentwick­
lung des jugendlichen Angeklagten aufzuklären und 
bei der Bemessung der Strafe im Zusammenhang mit 
den anderen in § 61 StGB genannten Kriterien einzu­
schätzen. Vielmehr muß das Gericht an Hand der ge­
samten Entwicklung des Jugendlichen und seines Ver­
haltens in der Gesellschaft sowie der persönlichen Be­
dingungen, unter denen er lebte, und auf Grund der 
gesellschaftlichen und staatlichen Reaktionen auf evtl. 
Fehlverhaltensweisen einschätzen, ob eine erhebliche 
soziale Fehlentwicklung vorliegt. Nur wenn das Gericht 
dies bejaht, kann unter Beachtung der weiteren Straf­
zumessungskriterien geprüft werden, ob Jugendhaus im 
konkreten Fall erforderlich und gerechtfertigt ist.
Das bedeutet jedoch nicht, daß — unabhängig vom Cha­
rakter und von der Schwere der begangenen Straftat — 
allein wegen der bei einem jugendlichen Rechtsverlet­

zer bestehenden erheblichen sozialen Fehlentwicklung 
die Einweisung in ein Jugendhaus möglich wäre. 
Rechtfertigt die Schwere der begangenen Straftat diese 
Sanktion nicht, dann müssen andere staatliche und ge­
sellschaftliche Maßnahmen eingeleitet werden, die ge­
eignet sind, die Fehlentwicklung des jungen Bürgers 
abzubauen. Diese Aufgabe folgt aus der Pflicht der ge­
samten Gesellschaft zur Erziehung der Jugend. Dabei 
haben die mit Erziehungsaufgaben betrauten Personen, 
staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organisatio­
nen die besondere Verpflichtung, sich der Erziehung 
fehlentwickelter junger Menschen anzunehmen. So 
müßten z. B., wenn die erhebliche soziale Fehlentwick­
lung eines Jugendlichen auf Mängeln in der Erziehung 
des Elternhauses beruht, die Organe der Jugendhilfe 
aus ihrer spezifischen Verantwortung heraus erziehe­
rische Maßnahmen festlegen.
Zum Tatbestandsmerkmal 
„Schwere der begangenen Straftat“

Das durch die Straftat des Jugendlichen verletzte Ge­
setz muß Freiheitsstrafe androhen, wobei es genügt, 
wenn die Freiheitsstrafe unter anderen möglichen Maß­
nahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit angedroht 
ist Darüber hinaus muß die Schwere der Straftat so er­
heblich sein, daß es — unter Berücksichtigung aller in 
§ 61 StGB genannten Grundsätze — nicht ausreicht, ge­
gen den Jugendlichen eine der in § 69 StGB bezeich­
nten Maßnahmen ohne Freiheitsentzug auszusprechen. 
(Da die gesetzliche Mindestfreiheitsstrafe in der Regel 
sechs Monate beträgt [§ 40 Abs. LStGB], ist davon aus­
zugehen, daß in solchen Fällen Jugendhaus ausgespro­
chen werden kann.)
Ist die Schwere der Straftat nicht so erheblich, daß 
eine Maßnahme mit Entzug der Freiheit erforderlich 
wäre, ist die Einweisung in ein Jugendhaus nicht ge­
rechtfertigt. Das Oberste Gericht hat in seinem Urteil 
vom 10. Januar 1969 — 3 Zst 26/68 — (veröffentlicht in 
diesem Heft) darauf hingewiesen, daß z. B. selbst bei 
einem mehrfach begangenen Diebstahl, durch den ein 
Schaden von etwa 300 Mark verursacht wurde, Jugend­
haus nicht angeordnet werden kann, auch wenn eine 
erhebliche soziale Fehlentwicklung des Jugendlichen 
vorliegt. Es ist hier davon auszugehen, daß bei einem 
solchen Diebstahl, würde er von einem Erwachsenen be­
gangen, auch nicht auf Freiheitsstrafe erkannt, sondern 
in der Regel eine Maßnahme ohne Freiheitsentzug aus­
gesprochen würde.
Ist jedoch im Hinblick auf die Schwere der begangenen 
Straftat eine Maßnahme ohne Freiheitsentzug keine 
ausreichende Sanktion und liegt eine erhebliche soziale 
Fehlentwicklung des Täters vor, so m u ß der Jugend­
liche in ein Jugendhaus eingewiesen werden. Der Aus­
spruch einer Freiheitsstrafe wäre hier genauso unge­
setzlich wie beispielsweise eine Verurteilung auf Be­
währung.
Bei Straftaten, die eine mehrjährige, über drei Jahre 
hinausgehende Freiheitsstrafe erfordern, wird in der 
Regel Freiheitsstrafe auszusprechen und die Einweisung 
in ein Jugendhaus ausgeschlossen sein. Allerdings kann 
es auch hier keine starre Grenze geben. So ist es durch­
aus möglich, daß bei einer erheblichen sozialen Fehl­
entwicklung eines Jugendlichen wegen seines Alters — 
wenn er z. B. gerade 14 Jahre alt* geworden ist — auch 
dann, wenn eine Freiheitsstrafe zwischen drei und vier 
Jahren in Betracht käme, Jugendhaus ausgesprochen 
wird, weil unter Berücksichtigung aller Umstände die­
ser erzieherisch besonders wertvollen Maßnahme der
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